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Eine Kammer oder zwei Kammern für die ein
zelnen deutſchen Länder?

Dieſe Frage wird bei dem am 22. Mai d. J. beginnen
den preußiſchen Reichstage, welcher zunächſt mit dem preußiſchen
Reichsgrundgeſetze, d h namentlich mit den Geſetzen über die geſetz
gebenden Gewalten, im Beſondern mit den Rechten des Vol
kes und ſeiner Vertretung ſich zu beſchäftigen hat, zur Spra
che und zur Entſcheidung kommen. Sie wird wahrſcheinlich
auch bei der deutſchen Reichsverſammlung zu Frankfurt nicht
umgangen werden können. Wir ſprechen aber hier nicht von
der Verfaſſung Deutſchlands, in welcher eine Mehrheit von
Fürſten den Volksvertretern gegenüber ſteht und auf eine abgeſon
derte Kammer Anſpruch macht wir ſprechen von den einzelnen
deutſchen Staaten und zwar zungchſt von Preußen.

Für das Zweikammerſyſtem macht man zunächſt die Jweck
mäßigkeit geltend und leitet daraus die politiſche Nothwen
digkeit ab. Es ſoll nämlich durch zwei Kammern eine Gewähr
dafür gegeben ſein, daß die Staatsangelegenheiten mit größerer
Beſonnenheit berathen werden, und daß aus ihrem Schooße
reifere und gründlicher erwogene Geſetze hervorgehen, während
in dem Einkammerſyſtem die Gefahr der Uebereilung und der
Ueberſtürzung liege. Bedenkt man aber hierbei, daß dieſe Ueber
eilung und Ueberſtürzung nicht die not h wen dige Folge des Ein
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kammerſyſtems iſt? Kann denn nicht Fürſorge getroffen werden,
daß der Gang der Berathung ernſt und beſonnen ſei? Dieſe
Fürſorge liegt zunächſt in der Wahl durch das Volk, welchem
wir zutrauen müſſen, daß es beſennene Männer, welche wiſſen,
was ſie wollen in die Kammer ſendet. Oder traut man dem
Volke dieſen Willen nicht zu? Nun wohl, dann ſetze man ihm
einen Vormund. Von dem beſonnenen Gange der Berathung
muß man aber den ſchleppenden Gang derſelben unterſcheiden
und ſchleppend iſt es, wenn zwei Kammern einen Gegenſtand
hin und herſchieben, bis er vielleicht ſo abgerieben iſt, daß er
alle Entſchiedenheit verloren hat und nur noch halb vorhanden
iſt. Die Abgeordneten, welche wahrlich nicht erſt im Laufe der
Berathung ihre politiſche Anſicht ſich zu bilden haben können
in beſonennem, aber dennoch energiſchem Gange der Verhand
lung die Geſetze beſchließen, ohne ſich und Andere durch ſchlep
pende Formen und Worte zu ermüden. Die preußiſchen Pro
vinziallandtage beſtanden nur aus einer Kammer, aber ſie ha
ben meiſt auf dem Krebſe einer allzugroßen Beſonnenheit ge
ritten. Jch wüßte nicht, wo und wann einmal mit ihnen der
zahme Gaul durch die Lappen gegangen wäre. Der deutſche
Charakter iſt an ſich ſo beſonnen und gründlich, daß man ihm
wahrlich weder Trenſe noch Kantare anzulegen braucht.

Ein weiteres Unterpfand der Beſonnenheit auch für eine
Kammer liegt in der Geſchäftsordnung. Die Geſetzentwürfe
werden, abgeſehen von den Privatverhandlungen der Reichstags
mitglieder, den Adreſſen, Petitionen, Zeitungen u. ſ. w. im
Miniſterium und in den vorberathenden Kommiſſtonen geprüft,
Und kommen dann erſt zur Verhandlung vor der Geſammtheit,
und hier haben die erfahrenen und kennknißreichen Miniſter ihr
Wort mit zu reden. Aber auch durch den Beſchluß der Kammer
erlangen die Entwürfe noch keine geſetzliche Kraft es muß die
königliche Beſtätigung, d. h. die Zuſtimmung des Königs und
des Miniſteriums hinzutreken. Der König kann ſein Veto ein
legen, d. h. er kann den Beſchluß der Kammer für ungültig
erklären, wie dies auch dem Präſidenten der Republik von Nord
amerika geſtattet iſt. Soll die Verfaſſung konſtitutionell ſein,
ſo muß dem Fürſten ein Veto zuſtehen, obgleich wir ihm nur
ein einmaliges einräumen; d. h. wenn eine neu aus den Wah
len gebildete Kammer bei dem Beſchluſſe der alten verharrt,
ſo muß der Beſchluß Gültigkeit durch ſich ſelbſt erhalten, wie
dies auch in mehren europäiſchen Konſtitutionen vorgeſehen iſt.
Ob dadurch das Beſtehen der fürſtlichen Gewalt gefährdet ſei,
das iſt eine andere Frage, welche wir hier nicht behandeln nur
ſo viel bemerken wir, daß dem entſchiedenen und reifen Volks
willen kein abſoluter Widerſtand, welcher zur Revolution führt,
entgegengeſetzt werden darf, und daß eine Verfaſſungsänderung
wol wenigſtens zweimal durch eine Mehrheit von der Stimmen
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beſchloſſen ſein müßte, um zum Geſetz zu werden. Sollte wirk
lich einmal eine Uebereilung ſtattgefunden haben, ſo iſt ſie in
ſofern nicht von der Erheblichkeit, welche man ihr wol zuſchreibt,
als der nächſte Reichstag ſich auf jeden Fall eines Beſſeren be
ſinnen wird. Sollte man im Ernſte das Syſtem Einer
Kammer für das Grab der reiflichen Erwägungen halten, ſo
wäre z. B. im Voraus nicht blos über alle Einkammerſyſteme, ſon
dern auch über den am 22. Mai in Berlin zuſammengetretenen
Reichstag, welcher e ine Verſammlung bildet, der Stab gebrochen.

Man beruft ſich und meint dadurch einen ſchwer wiegen
den Beweis gefunden zu haben auf die Geſchichte der kon
ſtitutionellen Staaten, in deren meiſten das Zweikammerſyſtem
beſteht. Dieſe Thatſache iſt richtig Frankreich (vor der neuſten
Revolution), England, Belgien, Griechenland, faſt alle deutſchen
konſtitutionellen Staaten haben zwei Kammern. Wir fragen,
dieſer Thatſache gegenüber ganz einfach von welchem Werthe
die erſten Kammern in dieſen Ländern bis jetzt geweſen ſeien.
Was haben die erſten Kammern in Würtenberg, in Hannover,
in Baiern u. ſ. w. gethan Sie haben die Revolution nicht
gehindert, ſie haben Spaltungen gemacht, aber nicht geheilt;
ſie haben in der Meinung des Volkes nie ein moraliſches Ge
wicht erlangt. Das Oberhaus in England iſt das einzige,
welches einiges Anſehen behauptet, und doch wird es immer
mehr unpopulär; die engliſchen Zuſtände gehen einer Umwälzung
in dieſer Hinſicht entgegen, und das Unterhaus hat ſich des Feh
lers der Uebereilung nicht ſchuldig gemacht. Von der erſten Kam
mer in Frankreich, von ſeinen beſtechenden und beſtochenen Mit
gliedern wollen wir nicht reden. Ueberhaupt aber können in einer
Zeit, welche an der politiſchen Neugeſtaltung arbeit, alte Zu
ſtände keinen Maaßſtab der Nothwendigkeit abgeben. Die
Gegner des Einkammerſyſtems flüchten in die Burg der zwei
Kammen in Nordamerika, und rufen Seht, hier exiſtiren dieſe in
einer Republik! Aber ſeht Jhr auch, oder wollet Jhr's nicht

S ſehen, daß eine Republik des neutralen, über den Parteien ſtehen
den Königthum's entbehrt? Sehet Jhr, oder wollet Jhr's nicht
ſehen, daß die Republik von Nordamerikg aus einzelnen Stag
ten beſteht, welche eine viel verſchiedenere Verfaſſung haben als
die preußiſchen Provinzen, und eine gewiſſe Selbſtändigkeit oder
Souveränetät behaupten Und was will man dazu ſagen,
daß der erſte vereinte preußiſche Landtag nach dem Willen des
Königs in den Hauptkfragen, d. h. in den Geldfragen, eine
Kammer bildete Dieſen Fingerzeig aus der alten Zeit, dieſen

Aus dieſem Grunde hat auch die Tagſaßung der Schweiz am 17. Mai
d. J. mit 16 Stimmen das Zwelkammerſyſtem für die zu ſchaffende
größere Centralgewalt angenommen.

5
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Keim der neuen Zeit ſoll man nicht unbeachtet laſſen, und nicht
vergeſſen, daß der Grundſatz einer Kammer, welcher bei den
Stadtverordneten, bei den Provinzialtandtagen durchgeführt iſt,
ſeine Folgerichtigkeit auch nach oben auszudehnen ein Recht hat.

Wir kommen auf die Frage aus welchen Elementen
die erſte Kammer beſtehen ſolle. Etwa aus den Ka
pacitäten und Jntelligenzen, d. h. aus den vorzugsweiſe klugen
und kenntnißreichen Leuten des Landes? Wie? ſollen dieſe
in der zweiten, reſp. in der Einen Kammer nicht ſitzen dür
fen? Das würden wir uns ſehr ernſtlich verbitten. Soll das
Volk die klugen Leute nicht in die zweite Kammer ſenden dür
fen? Wer ſind denn aber die Kapacitäten? Sind ſie an
einem äußeren Zeichen erkennbar? Sind es etwa die Profeſ
ſoren, die Biſchöfe, die Generalſuperintendenten Das Amt
macht nicht den Mann. Es bleiben die großen Grundbeſitzer
übrig, von denen man ſagt, daß ſie ſowol dem Volke als auch
der Regierung gegenüber eine unabhängige Stellung haben,
und die Geſetzgebung vor der Uebereilung ſchützen. Aber welche
Grundbeſitzer ſollen denn für die erſte Kammer auserſehen
werden und wie ſoll man ſie von den kleinen unterſcheiden
Soll eine gewiſſe Steuerſumme feſtgeſetzt werden Aber wie
wenn wir anno 1848 etwa 300 haben, welche dieſen Satz zah
len 1849 nur noch 100, und 1850 vielleicht 6002 Alſo der
Steuerſatz kann kein Maaßſtab ſein. Es müßten demnach auf eine
andere Weiſe, wozu aber in Preußen gar kein Anhalt da iſt,
die Mitglieder der erſten Kammer beſtimmt werden. Geſetzt,
man fände einen Maaßſtab, welcher dem Schwanken des Steu
erſatzes entgeht, ſo könnte der Beſtand der Mitglieder nur
durch die Erblichkeit geſichert werden. Aber ſo würde man
einen Ständeunterſchied begründen, welcher längſt geſchwunden
iſt; und wie ſoll es gehalten werden wenn eine ſolche Familie
ausgeſtorben iſt Soll denn die Pairswürde käuflich ſein, oder
will man die Majorate mit dem Lehnsweſen wieder einführen
Vor Allem aber bedenke man, daß nicht jeder Majoratsherr
ein tüchtiger Geſetzgeber iſt, und daß wenn die erſten es wa
ren, dieſe Tüchtigkeit nicht wie ein Sack voll Geld vom Va
ter auf den Sohn forterbt.

Wer ſoll die Mitglieder der erſten Kammer
wählen? Der König? Wir glauben dieſe Wäahlart nicht
bekämpfen zu dürſen; denn ſie iſt bekämpft; ſie iſt in der
Hffentlichen Meinung gerichtet. Dann könnten ſie nur durch
den einen konſtiturenden Reichstag gewählt werden. Aber ſoll
dieſer ſich ſelbſt ſpalten, während das Volk ein einiges iſt, und in
dieſer Einheit kein Grund zur Zweiheit für ſeine Vertretung liegt

IJndeß macht vielleicht die Zweckmäßigkeit für das richtige
Gle ich ge wicht unter den politiſchen oder geſetzgebenden Gewal

Zweikammerſyſtemken das nothwendig Man ſpricht und
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ſchreibt viel für dieſes Gleichgewicht, aber man treibt ſich meiſt
in Bildern herum. Warum gerade drei geſetzgebende Körper
das Gleichgewicht erhalten ſollen, ſehen wir nicht ein im Ge
gentheil ſie ſtören das Gleichgewicht eines natürlichen Verhält
niſſes und entſprechen ſehr ſchlecht dem Bilde einer Waage,
welche nur zwei Waagſchalen hat. Oder will man die erſte
Kammer deshalb, damit ſie der fürſtlichen Gewalt ein Gewicht
gebe? Dann iſt ſie nach dieſen Zwecke keine Volkstretüng
Soll ſie der zweiten Kammer zur Hilfe kommen Dann
brauchen wir ſte nicht. Wie es mit dieſem Gleichgewicht ſtehe,
wollen wir in Zahlen nachweiſen und vor die Augen demon
ſtriren. Geſetzt die zweite Kammer, beſtehend aus 500 Mit
gliedern, habe ſich mit 400 Stimmen für ein Geſetz entſchieden
während 160 Mitglieder der aus 300 Männern beſtehenden
erſten Kammer das Geſetz verwerfen. Jn dieſem Falle hat eine
Minderheit von 260 Köpfen über eine Mehrheit von 540 ge
ſtegt. Heißt das ein Gleichgewicht herſtellen oder erhalten
Wir kennen für einen demokratiſchen Staat kein anderes Ge
ſetz als das der Majorität, welche herrſcht; und über den Par
teien ſoll allein der Fürſt ſtehen.

Wir ſtimmen deshalb für das Einkammerſy-
ſktem, und das um ſo mehr, als die künftige einheitlichere
Verfaſſung Deutſchlands, wie wir ſie wünſchen den einzelnen
Staaten nicht die Wichtigkeit und Selbſtändigkeit laſſen darf,
auf deren Vorausſetzung zum großen Theile die Gründe für
das Zweikammerſyſtem ruhen. Erhalten wir eine kräftige Cen
tralverfaſſung, ſo bleibt den einzelnen Staaten nicht eben ſehr
viel zu thun und zu überlegen übrig

Da wahrſcheinlich an den jetzigen Reichstag in Berlin
quch von hier aus eine Petition für das Einkammerſyſtem ab
gehen wird, ſo haben wir in dieſen Zeilen die beſonnene Er
wägung des Gegenſtandes im Voraus anregen wollen.

Haſemann.

Die Verſammlung der Handwerker zu Magde-
burg am I. Mai 1I8

Mitgetheilt vom Tiſchlermeiſter Schönemann in Halle.
Ich bin aufgeſordert, einen kurzen Bericht von der am

14. d. M. in Magdeburg ſtattgefundnen Provinzial Verſamm
lung der Handwerker mitzutheilen. Indem ich dieſer Auffor
derung hierdurch nachkomme, bitte ich nur, daß es mir geſtak
tet ſel, etwas weiter ausholen zu dürfen

Es wäre wohl nicht in der Ordnung, wenn in dieſer bewegten
Zeit nicht auch der Handwerker ſich geregt und das, was der
Eine bisher dem Andern nur geklagt oder doch nur in kleine
ren Kreiſen mitgetheilt hat, in größern geſchäftsverwandken
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Verſammlungen öffentlich ausgeſprochen hätte. Das iſt
hier, das iſt an anderen Orten ebenfalls geſchehen. Hier wie
dort iſt man jedoch dabei nicht ſtehen geblieben man hat auf
die Frage: was denn hauptſächlich Schuld an unſren jetzt ſo
drückenden Verhältniſſen ſei, ſtets und überall damit geantwor
tet, daß der auf einmal ohne Erſatz aufgehobenen Ordnung
Snnungen) und ſomit der ungebundenen Gewerbefreiheit die
Schuld beizumeſſen ſei. Läaugnen wir es aber auch nicht:
einen großen Theil der Schuld tragen wir Handwerker ſelbſt.
Eine ähnliche bewegte Zeit verdrängte die durchaus nicht mehr
zeitgemäßen, den allgemeinen Fortſchritt hemmenden Zünfte.
Die Folge war, daß die Gewerbe einen früher nicht geahnten
Aufſchwung in ſich ſelbſt erhielten. Die freie Concurrenz
war der Sporn. Wäre damals, ſo wie man jetzt auch ei
gentlich nur erſt den Anfang machen will, der Handwerker
mehr mit ſeinen hieraus folgenden Bedürfniſſen Jntereſſen
und den ihm ſo nothwendigen Schul und anderen Kenntniſ
ſen bekannt gemacht, hätten die damaligen politiſchen Verhält
niſſe nicht alle Vereinigung verboten und hätten ſich demzu
folge die Kräfte nicht zerſplittert: die pecuntären und ſocialen
Verhältniſſe unſres Standes würden jetzt nicht ſo verkümmert
ſein. Skatt daß man an die frühern, nun unpaſſenden Zünfte
eine zeitgemäßere andere gewerbliche Vereinigung hätte ſollen
treten laſſen, löſte man ſie ganz auf, und fortan war ein
Jeder nur auf ſich angewieſen die Meiſter eines und deſſelben
Gewerks kannten ſich nach wenigen Jahren kaum dem Namen
nach. Vereine ſind der Hebel der Jetzt Zeit
Das vor Kurzem ertheilte Vereinigungsrecht rief denn auch bald
hier ſo wie an andern Orten (ich gedenke hierbei in unſrer
Nähe der Städte Delitzſch Eilenburg, Torgau u. ſ. w., wel
che, irre ich nicht, zuſammen 42 Städte, unter ſich einen grö
ßern Vereine geſtiftet haben, und ſogar einen Deputirten nach Ber
lin ſo wie nach Frankfurt auf eigne Koſten ſenden wollen) Ver
ſammlungen der einzelnen Gewerke hervor, in welchen über das
uns Drückende und Fehlende verhandelt wurde Sehr bald
ergab ſich, daß uns vor Allem am Nothwendigſten eine Ver
einigung ſeil! Denn die beſte, die nächhaltigſte Hülfe kön
nen wir nur durch uns ſelbſt vermittelſt einer ſolchen erwar
ten Wir Tiſchler haben allhier einen Verein gebildet, an den,
wie wir hoffen, alle hieſigen Tiſchlermeiſter in eignem Jntereſſe
ſich anſchließen werden und zugleich, was dem Einzelnen doch
nicht möglich iſt, den Anfang zu einer allgemeinen Kaſſe ge
macht, welche ſich durch fortlaufende geringe wöchentliche Bei
träge bilden und jedem Theilnehmer nützlich werden ſoll.
Da es aber auch ſo manche Wünſche giebt, welche ſämmtliche
Gewerke als die ihrigen erkennen, ſo wurde hier von Seiten
der Tiſchler eine Verſammlung aller hieſigen Gewerke veran
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ſtaltet, und in derſelben wurden neben Vorlegung mehrerer
eingegangenen Zuſchriften von Bremen, Stralſund, Darmſtadt,
Dresden u. ſ. w., welche außer Anderem ganz beſonders per
ſönliche Vertretung beim Parlament zu Frankfurt verlan
gen, allgemeine Wünſche, reſp. Forderungen aufgeſtellt. Darauf
erfolgte von Magdeburg aus die Aufforderung zu einer Provin
zialverſammlung, begleitet von den in zwei daſelbſt gehalte
nen Generalverſammlungen kurz motivirten Forderungen der
dortigen Gewerke. Da dieſe ganz daſſelbe wie die von uns
angenommenen enthalten, und den dortigen, am 14 d. M. ge
pflogenen Verhandlungen untergebreitet waren, ſo erlaube ich
mir zunächſt dieſe hier mitzutheilen.

(Fortſegung folgt.)

Die Bürgerverſammlungen zu Wettin
(Schluß.)

Es erhob ſich über den Gegenſtand ſofort eine lebendige
Debatte und ſo ſehr im Allgemeinen die gemachten Vorſchläge
Anklang fanden, wurde doch den einzelnen Punkten widerſpro
chen. Ein Theil der Verſammlung ſah in der vorgeſchlagenen
Concentration eine Bevormundung der Privatwohlthätigkeit,
die leicht zur Lauheit im Geben führen möchte, weil nichts das
Mitleid mehr erhalte als der unmittelbare Verkehr mit dem
Nothleidenden daher dem projektirten Unternehmen nur ein
geringer Erfolg prophezeiht würde. Eine zweite Anſicht wollte
nicht einſehen, daß durch Verſchaffung von Arbeit die Unter
ſtützungen erhöht werden können, ohne die Unterſtützenden mehr
zu belaſten, weil die vielleicht zu liefernde Arbeit nicht ihrem
wahren Werthe nach abgeſetzt werden könne. Dieſe hätten ſich
freilich durch ein einfaches Rechenexempel belehren laſſen können.
Vorausgeſetzt, ich habe 100 Thlr. Almoſen zu vertheilen und
eine Arbeit, die ich für 40 Thlr. verwerthen kann, zu beſorgen
ſo kann ich den Armen für dieſe Arbeit 110 Thlr. bewilligen,
während das eine als Geſchenk vertheilte Almoſen nur 100 Thlr.
betragen haben würde.

Noch andere waren der troſtloſen Anſicht, daß es doch
alles nichts helfen könne, weil zur genügenden Unterſtützung
der Armen ungefähr 2— 3000 Thlr. erforderlich ſind, während
durch die Privatwohlthätigkeit, bei den beſchränkten Verhält
niſſen Wettins, höchſtens 2 300 Thlr. aufkommen würden.
Die Richtigkeit der angenommenen Zahlen zugegeben, dürfte
doch zu bedenken ſein, daß hierzu noch circa 200 Thlr. aus
Communalmitteln und 170 Thlr. aus dem vorerwähnten Le
gate kommen, daß die Verpflichtung der Kreiskaſſe in An
ſpruch zu nehmen ſein wird, und daß man ſo leicht auf einen
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Fond von 6 700 Thlr. gelangen möchte, der wenn man vor
zugsweiſe Arbeit, anſtatt Almoſen giebt, ſich leicht auf 1000
Thlr. vermehren ließe, und daß ſich ſo doch wenigſtens die
Hälfte deſſen leiſten ließe, was zu leiſten wünſchenswerth ſei.
Eine vierte Partei wollte von dem ganzen Unternehmen nichts
wiſſen weil es zu wenig großartig ſei und war vielmehr der
Anſicht, daß ein großes Arbeitshaus nebſt Räumen zu einer
Kinderbewahranſtalt hergeſtellt werden müſſe, mußte aber
ſogleich die Unausführbarkeit des Verſchlages aus Mangel der
dazu erforderlichen bedeutenden Mittel anerkennen Endlich
erhob ſich eine lebhafte Oppoſition gegen den gelegentlich ge
machten Vorſchlag, ſich dahin zu verbinden, an Kinder gar
kein Almoſen zu verabreichen, da die Erfahrung gelehrt habe,
daß dieß meiſtentheils vernaſcht werde und man die Kinder da
durch zum Betteln anlerne. Die anweſenden Materiglienhänd
ler und die Kuchenbäcker beſtärigten die obige Erfahrung, doch
wollte man von einer Seite her eine Grauſamkeit darin finden,
den Bettelkindern den ſeltenen Genuß einer kleinen Näſcherei
dadurch zu entziehen eine Anſicht, die als übertrieben ſenti
mental jedoch wenig Anklang fand.

Da die Anſichten ſich ſo wenig vereinigen ließen, gelangte
man zu keinem feſten Beſchluſſe, ſondern einigte ſich vorläufig
nur dahin, eine Commiſſion zu erwählen, die den Auftrag
übernahm, die Zahl der jetzt hier vorhandenen Unterſtützungs
bedürftigen zu ermitteln. Das Reſultat der Ermittelung er
gab daß über der hieſigen Einwohner, wenn auch nicht
das ganze Jahr hindurch ſo doch zeitweiſe, einer Unterſtützung
dringend bedürftig ſei.

3. Eine lebhafte und ausführliche Beſprechung fand fer
ner Statt über die Regulirung der Nachtwächterbezirke, und es
übernahm der Zimmermeiſter Kehling desfallſige ſpectelle Vor
ſchläge abzugeben, die auch ſodann in der Bürgerverſammlung
gebilligt und ſpäter dem Beſchluſſe der Stadtbehörden zu Grunde
gelegt wurden. 4. Beſprechungen über die Erhaltung der Hu
tungsberechtigung hieſiger Stadt fanden rege Theilnahme und
wurden erſt im Jahre 1818 zu Ende geführt.

Endlich wurde noch ausflührlicher verhandelt 5. über
die augenblickliche Abhülfe der Hungersnoth, 6. über den
Kämmereikaſſen Etat, 7. über die Lage des Handwerkerſtandes
gegenüber der jetzigen Geſetzgebung, S. über ſittliche Bildung
der Geſellen und Lehrlinge, 9. über die auf hieſigen Grund
ſtücken laſtenden Abgaben an die Domäne und deren hiſtori
ſchen Urſprung, 10. über den Beitrag der Domäne zu den
Coinmunallaſten, 11. über Jnnungsweſen, 12. über die ſtädti
ſchen Schulanſtalten, 13. über Beſeitigung des Glatteiſes und
des Schnees in den Straßen, 14. über Erhebung eines Pfla



ſtergeleites, (der Antrag auf Erhebung eines Pflaſtergeleites
wurde als eine Beſchränkung des freien Verkehrs ſofort ver
worfen), 15, über das Recht der Kreis Jnſäſſen, Cognitionen
von der Verwendung der Kreistagsgelder zu nehmen, 16. über
Erweckung und Belebung des Bürgerſinnes, 17. über das den
Stadtverordneten vom Magiſtrate ſtreitig gemachte Necht, für
die Reviſion der Kämmereikaſſe aus ihrer Mitte einen Reviſor
zu erwählen, 18. über die Wettiner Separation, 19. über die
Verwendung der Gebühren für Aufnahme von Schulkindern,
20. über das Königsſchießen, 21. über das Friedhofs Regle

e ment,
Jm October vorigen Jahres wurde der Vorſtand der

Geſellſchaft gufgefordert, die Statuten einzureichen und die Ver
ſammlungen bis auf Weikers einzuſtellen und erſt gegen Ende
des Jahres wurde derſelbe benachrichtigt, daß dem Wiederbe-
ginne der Verſammlungen in der bisherigen Weiſe nichts im

Wege ſtehe. Die Gründe dieſes lediglich vom hieſigen Magi
ſtrate ausgegangenen Verbotes ſind demſelben nicht mitgetheilt
worden. Es wurde nunmehr der Beſchluß gefaßt die Ver
ſammlungen am 6. Januar des neuen Jahres, als am Jahres
tage der Stiftung des Vereins, mit einem Feſtmahle zu eröff

nen Dth.Eine intereſſante Sitzung des konſtitutionellen
Elubs zu Halle. (16. Mai

Fr. Körner
Es iſt recht huübſch, gleich jeden Streit mit Höſlichkeit zu ſchlichten z
Doch ſoll aus Höflichkeit ein Volk nie auf ſein Recht verzichten.

Prütz, politiſche Wochenſtübe.

Jch nehme mir die Freiheit, ſchon wieder einen Dadel
gegen einige Mitglieder des Clubs auszuſprechen. Zuerſt lege

e ich im Bürgerblatt einen Proteſt nieder gegen die Gewaltherr
J ſchaft der Kehlen, Stiefel Abſätze und Stöcke Wenn die Re

defreiheit eine Wahrheit ſein ſoll, ſo darf ſich Niemand er
lauben, dieſe Freiheit durch Trommeln und Staubwolken zu
beſchränken. Eine Zenſur durch rüſtige Beine und gewichtige
Spagierſtöcke iſt die roheſte Tyrannei, die es geben kann. Wenn
Jemand eine Rede nicht gefällt ſo hat er das Recht, dagegen
zu ſtimmen, aber er darf einem Andern, dem die Rede gefällt
durch Lärmen nicht die Möglichkeit rauben, die Rede auszuhören.

Jch habe Männer trommeln ſehn, deren Aeußeres auf
Bildung ſchließen ließ. Leider konnte ich ihre Namen nicht er
fahren um ſie öffentlich zu nennen. Aber den Profeſſor
Wippermann habe ich trommeln und pochen ſehn, ſeinen
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Namen kann ich nennen, damit man weiß, wer auf ſolche Weiſe
die Ordnung zu verletzen gewagt hat. Jſt Hr. Wippermann
Zenſor, iſt er Vormund des Clubs? Wird er nicht über Roheit
klagen, wenn ihn ſeine Studenten austrommeln? Hr. Wipper
mann ſprach laut für Geſetz und Ordnung. Jſt denn Trom
meln etwa Geſetz und Ordnung Hr. Wippermann ſprach ge
gen die Berliner Oemonſtrationen. Jſt denn die Handthierung
ſeiner Beine und ſeines Stockes nicht auch eine Art Berliner
Demonſtration Hr. Wippermann ſprach daflüir, das man
einen Artikel der Leipziger Allgemeinen gegen den Club nicht
beachten ſolle. Giebt er aber nicht neuen und gerechten
Stoff zu ſcharfen Correſpondenzen Hat er es nicht zu verant
worten wenn der Elub vor aller Welt blamirt wird, ſobald
man erfährt, daß ſelbſt Profeſſoren an ſolchen Tumulten Theil
nehmen? Oder muthet Hr. Wippermann den ehrenwerthen
Männern des Clubs zu, ihre Gehörnerven auf ſo plumpe Weiſe
verletzen zu laſſen und Minuten lang in Staubwolken zu ſitzen
Hat Hr. Wippermann ſo wenig Achtung vor der Geſellſchaft
der gebildetſten Männer unſrer Stadt hat er keine Achtung
vor ſeinen Eollegen, vor dem Vorſtande, vor dem Vorſitzenden
Möge Hr. Wippermans Namensnennung eine Warnung ſein
für alle Trommler! Der Club braucht keinen Tambour,

Die Verhandlungen ſelbſt waren ſehr intereſſant, weil ſich
zwei Parteien ſcharf entgegen traten die dynaſtiſche oder
monarchiſche, welche unter Staat ausſchließlich nur das Staats
oberhaupt meint, und die demokratiſche, welche unter Staat
das Volk mit den verantwortlich en Miniſtern an der Spitze
verſteht. Der hieſige Elub hat ſich von den meiſten übrigen ge
trennk. Er will mit dem Berliner in Verbindung ſein. Dieſer
hat aber gegen die Zurückberufung des Prinzen von Preußen pro
teſtirt, eben ſo der Stettiner und ziemlich viel rheiniſche Clubs.
Jch ehre die Selbſtändigkeit des hieſigen Clubs, aber die
Redner zu Gunſten des Miniſteriums ſcheinen mir doch den Be
amtenſtaub noch nicht von den Füßen geſchüttelt zu haben. Noch
immer ſind ſie der Anſicht, daß man unbedingt gut heißen
müſſe, was von Oben herunter befohlen wird. Die Kölner
Zeitung hat mit ihrer gewichtigen Stimme das Miniſterium
bisher ſehr in Schutz genommen, aber gegen die Zurückberu
fung des Prinzen hat ſie kräftig geſprochen

Bedeurungsvoll ſchien es mir, daß der erſte Redner, Hr.
Meier, dem Vorſtande und der Seite der aufgehenden Sonne
den Rücken zudrehte, um in jene Ecke hinein zu reden welche
dem Untergange der Sonne zu liegt. Derſelbe Hr. Meier ſprach
auch früher ſchon für das Fortbeſtehn der indirekten Steuern,
weil man dies gewohnt, d. h. alſo weil der Arme das Hungern
und Steuer zahlen gewohnt ſei. Hr. Meier billigte das Verfahren



S 75des Miniſteriums in einer kunſtvoll ausgearbeiteten Rede und
führte drei Gründe an? 1) Verlange es die Gerechtigkeit 2) ſei
die Gegenwart des Prinzen nothwendig und 3) könne das Mi
niſterium den Erlaß nicht zurlücknehmen, ſeit er einmal gege
ben ſei. Wir hätten ſomit einen Miniſterabſolutismus in be
ſter Form. Hr. Burmeiſter ſprach kräftig fürs Gegentheil und
wurde dafür mit einem kleinen Stiefelconcert belohnt. Hr. Ei
ſelen ſprach mit großem Eifer für Hrn. Meiers Antrag Hr.
Hüſer ging ſogar ſo weit, den Schritt des Miniſteriums auch
dann noch zu billigen, wenn er ungerecht und unklug ſei, weil

e uns Berlin nicht bevormunden dürfe. Hr. Roß dagegen behaup
tete mit Recht, man verfahre durchaus nicht konſtitutionell,
wenn man ſich über die Perſon des Prinzen ſtreite, da es ſich
nur darum handle, ob der Schritt des verantwortlichen Miniſte
riums zu billigen ſei. Er müſſe nun geſtehen das er dieſen
Schritt für einen taktloſen, unklugen und unzeitgemäßen halte,
der den Abtritt des Miniſteriums zur Folge haben werde. Hier
erhoben alle Freunde der Redefreiheit großes Schreien Trom
meln und Pochen, als ob ſie alleſammt das Zipperlein bekom
men hätten, oder eine Polka einüben wollen.

Hr. Eckſtein kam nochmals auf die Perſönlichkeit des Prin
zen zurück, deſſen Freiſinnigkeit er nachwies und dabei hervor
hob, daß man weder Furcht noch Mißtrauen haben dürfe. Vor
Einem Manne ſolle man ſich überhaupt nicht fürchten.

Dieſer Behauptung kann ich nicht beiſtimmen. Sie klingt
ſehr muthig, aber hat doch ihre praktiſche Bedenklichkeiten-
Der Prinz könnte als Prinz oder als Regent an die Spitze der
Reaction treten der Adel, das Militair, die Beamtenwelt und
ein Theil der Bourgeoiſte würden zu ihm tkreten, und ſo könnte
ſich eine Partei organiſtren, welche im Stande ſein würde, der
Freiheit manchen Stein in den Weg zu legen. Untkernahm nicht
Guſtav IV. von Schweden mit Hülfe des Militairs eine Gegen
revolution? Hat Louis Philipp nicht die Charte zur Lüge ge

e macht? Hat Europa nicht vor Thiers Miniſterium gezittert?
Hat der Eine Metternich nicht ganz Deutſchland in Feſſeln ge
legt? War der Eine Guizot nicht der Unterdrücker des freien
Frankreichs Hat Heſſen Gewinn gehabt von ſeiner freiſinnigen
Konſtitution? Was hat in Sachſen, in Baiern die Revolution
durchgeſetzt? Hat Hannover nicht ſeine Konſtitution durch einen
engliſchen Prinzen verloren Ein Mann, welcher Macht und
Willenskraft hat, kann viel thun deshalb ſoll man nicht gar
zu ſicher thun. Jch will hiermit natürlich den Prinzen nicht ver
dächtigt haben.

Nachdem man noch hin und hergeſprochen und ſich na
mentlich über die Frage der Abſtimmung geſtritten hatte, trat
ein humoriſtiſcher Schluß ein, indem man etwas als Beſchluß



feſtſetzte, worüber, wenn es ſogleich zu Anfange geſagt wäre,
nicht der geringſte Streit würde Statt gefunden haben Hr.
Wolf traf den Punkt, der alle befriedigte. Hr. Wolf wünſchte
keine Billigung des miniſteriellen Exrlaſſes, wohl aber hielt er
es für zweckmäßig, daß dem Miniſterium dafür gedankt werde,
daß es dem ungeſetzlichen Drängen der Berliner, welche
Berlin für Preußen halten, widerſtanden habe und ſich vor den
Ständen rechtfertigen werde.

Somit war aller Streit umſonſt geweſen denn mit die
ſein Beſchluße kann ſfeder Preuße einverſtanden ſein. Hr.
Wolf hat die miniſtertelle Partei aus dem Felde geſchlagen, denn
nur der Landtag kann den Prinzen zurück rufen, wenn dieſer
es nicht vorzieht, früher von ſelbſt zu kommen. Der diploma
tiſche Stil des miniſteriellen Erlaſſes muß auf jeden Fall
Mißbilligung ſinden, und noch weniger darf man meinen, kon
ſtitutionell zu ſein, wenn man jeden Schritt des Miniſteriums
unbedingt billigt. Mit einer Mißbilligung iſt aber noch nicht
ausgeſprochen, daß das Miniſterium ſofort abtreten ſoll.
Aber der Hofpartei, jener Partei, welche nichts lernt und nichts
vergißt, ſoll es kräftiger wiederſtehen, weil es eben ein Mini
ſterium der Opoſition, des Volks iſt.

Die Bürgerverſammlung zu Halle am S. Mai
S S.

Meine Abſicht iſt es nicht, über die Gegenſtände der Ver
handlung: Wahl des Vorſtandes für die Bürgerverſammlung
und Zurückberufung des Prinzen von Preußen, einen Bericht
zu ſchreiben und die zwei Parkeien, welche ſich ſcharf entgegen
ſtanden, zu zeichnen; eben ſo wenig will ich eine weitlauſige
Rechtfertigung gegen den Tadel unternehmen: Die Verſamm-
lung habe es zu keinem Reſultate gebracht. Nur ſo viel er
laube ich mir zu bemerken, daß man den Begriff eines Reſul
tates höchſt einſeitig auffaßt, wenn man nur in förmlichen Be
ſchlüſſen, Petitionen u. ſ. w., alſo in der Form, in dem Buch
ſtaben eines Blattes, Reſultate finden will. Dieſe liegen bei
einer ſolchen Verſammlung weit mehr in der moraliſchen Macht,
welche ſich ausſpricht. Die Anſichten über die Magaßregel des
Miniſteriums hinſichtlich der Zurückberufung des Minzen, über
dieſen ſelbſt u. w. waren bei uns in den letzten Tagen zu
dem Grade einer hohen Spannung gediehen Viele hatten halbe
und einſeitige Begriffe von der Sachlage und der politiſchen
Wichtigkeit; die Urtheile über eine Maaßregel der ſtädtiſchen
Behörden ruhten vielſeitig auf falſchen Nachrichten. Wenn ſich
nun dieſe Mißverſtändniſſe aufgeklärt, wenn ſich die Meinun
gen gegenſeitig gemeſſen und abgerieben haben ſei es guch in



einem Kampfe, der ſie wie Stahl und Feuerſtein in funken
ſprühender Hitze zuſammengerathen ließ, ſo haben wir eben
dadurch ein Ergebniß gewonnen welches man nicht zu niedrig
anſchlagen darf Die entgegenſtehenden Meinungen haben ſich
gegenſeitige Quittungen und der Streitfrage einen wohlthäti

gen Interims Todtenſchein ausgeſtellt eWichtiger iſt die Art der Verhandlung Dieſe war ſo
tumultuariſch, ſo (eidenſchaftlich, wie kaum in irgend einer der
früheren Verſammlungen, und das muß ich lebhaft bedauren und

v noch entſchiedener mißbilligen. Jch will nicht von meiner
Lunge ſprechen und für ſie Entſchädigung fordern, aber ich
frage wozu ſoll denn der Lärm und die unparlamentariſche
Unkerbrechung führen Sie führt zum Wenigſten dahin daß
wir die koſtbare Zeit verlieren Was ſoll man von Denen den
ken, welche das Verſprechen geben den Frieden fortan nicht
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zu ſtören, und dennoch im nächſten Augenblicke das Wort bre
chen Jch will es ihnen nicht zu hoch anrechnen, aber ſie müſ
ſen wir erlauben zu ſagen, daß ſie Kinder ſind, deren Gedächt
niß nicht von 5 zu 5 Minuten reicht. Uebrigens kann man
zur Ehre der Verſammlung behaupten daß die Zahl der Stö
rer nur gering war, und daß die Unruhe meiſt in dem Rufe nach
Ruhe ihren Grund hatte. Wenn aber nächſtens wieder Jemand

S ſeinen vorlauken Mund nicht halten kann, ſo wird das
Bürgerblatt unnachſichtlich ſeinen Namen öffentlich nennen
und wir werden ſehen wer Luſt hat, an dieſem Pranger zu
ſtehen. Eine große Genugthuung war es, daß die Anweſenden
welche die Stühle um die Tribune eingenommen hatten meiſt
dem Arbeiterſtande angehörend, ihre Mißbilligung gegen die
Schreier ſo entſchieden gusſprachen. Dieſe Leute haben bewie
ſen, daß es in der arbeitenden Klaſſe Männer giebt, deren ge
ſunder Sinn manchem Anderen zum Muſter dienen kann.
Will man Reaktion, d. h. Rückſchritte auf der Bahn geſetzli
cher Freiheit, ſo iſt das beſte Mittel dazu dieſes die Freiheit l

C des Wortes gewaltſam unterdrücken SHaſemann.

Zur Abwehr
Jhr Bürgeblatt enthält in Betreff meiner Perſon, nament

lich in Bezug auf die Entſtehung meiner conſtitutionellen Staats
anſicht Unwahrheiten, welche ich hiermit kurz berichtigen wilk,
nicht weil mir an dem Urtheile eines Einzelnen viel liegt, ſon
dern im Jntereſſe der Wahrheit und um dem größern Publi

S um eine vorſichtige Benutzung Jhres Blattes anzuempfehlen.
S Ich ſoll nach Jhrer Meinung erſt ſeit dem letzten Um-

ſchwunge der Dinge conſtitutionell gewoörden, vorher für die
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abſolute Monarchie geweſen ſein. Wenn ich nun auch eine
ſolche plötzliche politiſche Bekehrung unter dem Einfluſſe ſo
großartiger Ereigniſſe wie die unſerer Tage nicht bloß für mög
lich, ſondern auch für keineswegs tadelnswerth halten möchte,
ſo bin ich doch nicht in dieſem Falle. Vielmehr iſt Jhre Be
hauptung völlig aus der Luft gegriffen. Seit drei Jahren
trage ich in meinen Vorleſungen über Rechts und Staats-
philoſophie (Naturrecht) überall die Grundſätze des conſtitutio I
nell monarchiſchen Staatsrechts vor, habe ſogar bereits vor 2

h Jahren ein beſonderes Kollegium über die conſtitutionelle Mo
narchie gehalten u. ſ. w. Doch vielleicht gilt Jhnen nur
Schwarz auf Weiß als genügende Bürgſchaft? Ich kann
Jhnen auch hiermit dienen, und verweiſe Sie auf meine um
faſſende Recenſion über des hieſigen Profeſſors Herrn Wip
permann Buch „Ueber die Nakur des Staats, welche ich
bereits im Juni 1846 in der Jenger Literaturzeitung abdrucken
ließ ferner auf meine: Kritik des Völkerrechts (Leipzig,

S 1847.) Endlich wenn Sie Luſt haben ſollten, meine damalin gen und meine jetzigen politiſchen Anſichten zu vergleichen, ſo
verweiſe ich Sie auf meinen kürzlich in den Blättern für lit.
Unterhaltung (N. 115 119) abgedruckten Aufſatz Die lite
rariſche Thätigkeit des Herrn von Gagern, ſowie auf ein grö
ßeres Werk, welches in vierzehn Tagen die Preſſe verläßt, deſ

e

ſen Druck übrigens bereits im December des vorigen Jahres
begonnen hat. Zur Geſchichte des Natur und Völkerrechts,
ſowie der Politik. Erſter Band: Das Reformationszeitalter
Leipzig. Guſtav Mayer. 26 Bogen)

Es iſt mir allerdings nicht zweifelhaft, daß Jhre indivi
e duellen Anſichten von der conſtitutionellen Monarchie mit den
e meinigen nicht völlig harmoniren werden. Aber hoffentlich ſind

Sie frei von der Anmaßung, der alleinige Vertreter des Con
S ſtitutionalismus zu ſein, ſondern wiſſen und wünſchen ſelbſt

die lebendige Fülle und Mannigfaltigkeit conſtitutioneller The F
orien und Gebilde. Jch erinnere nur daran, daß in dem con

e ſtitutionellen (beſſer volksfreien) Königthume, wenn daſſelbee nicht mit Nothwendigkeit in die republikaniſche Staatsform
e umſchlagen ſoll, dem Königthum ebenſo ſehr wie der Volks

freiheit ein ſicheres Fundament gegeben werden muß, und ſcheint
es mir gerade jetzt, in den Zeiten der ſich übermächtig gel
tend machenden Volksfreiheit ebenſo rühmlich als nothwendig,
freilich auch wenigſtens republikaniſchen Anſichten und Werk
zeugen gegenüber) gefährlich dem auf Grundlage der Volksfrei
heit gewollten Königthume ſeine Kraft zu weihen und nament, J
lich für das Zweikammerſyſtem zu wirken e

K. v. Kaltenborn. Dr. juris S

h

S
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Bemerkung zu Hrn. v. Kaltenborn?s Abwehr
Es iſt mir lieb, daß Hr. v. K. zu den Konſtitutionellen

gerechnet ſein will und das Bürgerblatt veranlaßt hat, ſich
ſelbſt unter polizeiliche Aufſicht zuſtellen. Herr v. K. muß J
allerdings konſtitutionell ſein, obſchon Niemand von ſeiner Geſin i
nung wußte, da er ſo viel Bücher und Recenſionen kon
ſtitutionellen Themas geſchrieben und unter der Oberaufſicht t
des Hrn. Pernice, demagogenfängeriſchen Angedenkens, über
konſtitutionelle Monarchie in einem abſoluten Staat Vorleſun
gen gehalten hat. Prof. Hinrichs verſuchte dies auch, ihm
wurde aber das Handwerk durch ein Verbot gelegt. Eine pa
pierne Freiſinnigkeit wiegt nichts. Guizot, Abel, Könneritz und
Andere hießen auch konſtitutionelle Miniſter, im Grunde lebtken,
dienten ſte der abſoluten Monarchie. Herr v. K. iſt theilweiſe
wie er mir ſagte, Stahls politiſchen Grundſätzen zugethan,
dieſer gilt mir aber für einen Abſolutiſten und Pietiſten, denn
ſeine „Geneſis der Rechtsphiloſophie die ich beſitze, ſchließt
mit folgenden Worten „Es wird der Tag kommen wo die
Wiſſenſchaft ſich genöthigt ſehn wird, Alles anzunehmen was
im Evangelium ſteht; wo der Herr mit ſeinen Gläubigen ſein
und ſeine Wiederſacher zermalmen wird. Leute ſolchen Schlags
rechne ich zu den Abſolutiſten, und da ich, übereinſtimmend mit
dem Staatsanwalt Kirchmann in Berlin, für direkte Wahlen
und Einkammerſyſtem bin, ſo bin ich Hrn. v. K. s G gner und
habe ihn auf die rechte Seite geſtellt. Doch kann und mag
ich es ihm nicht wehren, ſich zu den Konſtitutionellen zu rech
nen und heiße ihn daher willkommen denn des Menſchen Wille

iſt ſein Himmelreich. r. Br.
Eine wahre Geſchichte.

Am Eröffnungstage des Frankfurter Parlaments wurde l
e in Halle eine tumultugriſche Bürgerverſammlung gehalten.

Hr. Fleiſchermeiſter Schliack (am Markte) trat auf einen Stuhl
und mehrte durch ſein lautes Schreien den Tumult. Hr.
Mann faßte ihn ſanft an den Arm und bat um Ruhe. Hr.
Mann war ja Eigenthümer des zertretenen Stuhls und Vor
ſtandsmitglied der Verſammlung. Zwei Tage darauf wird Hr.
Mann, als er die auf der Börſe ausgelegte Adreſſe leſen will,
von Hrn. Schliack und einigen von deſſen Freunden mißhandelt,
weil er Hrn. Schliack neulich zur Ruhe verwieſen hatte. Die
Angreifer ſtoßen entſetzliche Orohungen aus, ſchlagen Hrn. Mann
vor die Bruſt, ſtoßen ihn zur Thür hinaus und ſo heftig zur

G Dreppe hinab, daß Hr. Mann es nur ſeiner Beſonnenheit zu
danken hat, daß er ohne Schaden davon kam. Wer ſind denn
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nun in Halle die Schreier, die Wühler, die Unruhſtifter? Es
ſind gewiß viele ehrenwerthe Fleiſcher mit jener That ihrer Col
legen nicht einverſtanden.

Sollte dies der Fall ſein, ſo werden hoffentlich die Mit
glieder des Fleiſchergewerkes baldigſt eine öffentliche Erklärung
dahin geben, daß ſie jenes gewaltſame Verfahren nicht billi
gen und ſich daher dem Bürgerblatte anſchließen welches mit
aller Macht dahin ſtrebt, volle geſetzliche Freiheit und Recht
einem Jeden, auch dem Gegner, zu ſichern. Wer Ruhe und J
Drdnung will, der halte ſelbſt Ruhe und Ordnung.
Das Bürgerblatt wird eine ſolche Erklärung unentgeldlich auſ

nehmen. Fr. Vorner.
Anfrage an Rechtskundige.

In der Dienſtinſtruktion für die hieſigen ſtädtiſchen Leh
rer kommt wörtlich folgende Stelle vor: „„Veranlaßt irgend
ein dringender Umſtand eine Unterbrechung des Unterrichts, S
ſo ſind Sie verpflichtet dem Schuldirektor zeitig genug An
zeige zu machen, und ſelbſt für würdige Vikare und deren
Beſoldung zu ſorgen, falls nicht eine Krankheit in bewegenden
Fällen eine Ausnahme macht und die Schulkaſſe das Honorar
übernimmt.

Der Schuldirektor iſt ermächtigt, Dispenſation auf 3
Dage zu ertheilen einen längeren Urlaub haben ſie bei
demſelbe ſchriftlich nachzuſucheic, der darüber an die Schulin
ſpection zu berichten und nachzuweiſen verpflichtet iſt, wie die
Schule während Jhrer Abweſenheit verwaltet werden ſoll.

Kann nun ſo frage ich der Schuldirektor auf
Grund dieſer angezogenen Stelle mit Recht erheiſchen, daß
wenn einmal ein ſtädtiſcher Lehrer, „veranlaßt durch einen
dringenden Umſtand ein oder zwei Lehrſtunden ſich vertreten
zu laſſen nicht umhin kann, ſtatt der bezüglichen „Anzeige ein
förmliches Erlaubnißgeſuch bei ihm eingereicht werden müſſe

Halle, am 17. Mai 1848.
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Ein ſtadtiſcher Lehrer
n

Die Bürgerverſammlung,
welche auf Mittwoch den 24. Mai angeſetzt war, wurde zwar
durch Maueranſchläge wieder aufgehoben, weil das Gerücht ging,
es wollten rohe Fäuſte ihre Beweiſe führen aber nichts deſto
weniger hatten ſich gegen 500 Männer eingefunden, welche bis

o ruhig beiſammen blieben, als wäre Nichts geſchehen
Die Befürchtung hat ſich demnach als eine leere erwieſen

Haſemann. S
Druck von Ed. Hehnemann in Halle.




	Bürgerblatt : Wochenschrift für konstitutionelles Leben
	Jahr


